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Vortrag an den Ministerrat 

Bundesgesetz, mit dem das Verbraucherkreditgesetz und das Hypothekar- 
und Immobilienkreditgesetz geändert werden 

Der EuGH hat mit Urteil vom 11. September 2019 in der Rechtssache C-383/18 ("Lexitor") 
den Art. 16 Abs. 1 der Verbraucherkredit-Richtlinie in einer Weise ausgelegt, die in einem 
Spannungsverhältnis zur österreichischen Umsetzung in § 16 Abs. 1 
Verbraucherkreditgesetz (VKrG) steht: 

Der EuGH hat entschieden, dass Art. 16 Abs. 1 der Verbraucherkredit-Richtlinie dahin 
auszulegen ist, dass das Recht des Verbrauchers auf die Ermäßigung der Gesamtkosten 
des Kredits bei vorzeitiger Kreditrückzahlung sämtliche dem Verbraucher auferlegten 
Kosten umfasst. § 16 Abs. 1 VKrG nennt hingegen nur die laufzeitabhängigen Kosten. 

Zur Sicherstellung einer richtlinienkonformen Rechtslage soll § 16 Abs. 1 VKrG im Sinne 
des EuGH-Urteils angepasst werden. 

Parallel dazu soll auch der wortgleiche § 20 Abs. 1 Hypothekar- und 
Immobilienkreditgesetz (HIKrG) geändert werden. 

Darüber hinaus soll gleichzeitig die Ausnahme für Kredite im Kontext der 
Wohnbauförderung erweitert werden, weil insbesondere die strengen Regeln über die 
Kreditwürdigkeitsprüfung in diesem Bereich nicht sachgerecht sind. 
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Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Verbraucherkreditgesetz und das Hypothekar- und Immobilienkreditgesetz geändert 
werden, samt Erläuterungen, Textgegenüberstellung und Wirkungsfolgenabschätzung 
dem Nationalrat zur verfassungsgemäßen Behandlung zuleiten. 

18. November 2020 

Dr.in Alma Zadić, LL.M. 
Bundesministerin 
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